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Eine Regionalzeitung veröffentlicht eine Reihe von Artikeln, in denen der Autor über
seine Ausbildungszeit als Finanzbeamter Anfang der 1960er Jahre berichtet. Dabei
nennt er viele Personen mit vollem Namen. Er berichtet auch zum Teil über deren
Krankheiten. Eine Beschwerdeführerin meldet sich als Vertreterin des Bayerischen
Landesamts für Steuern. Sie sieht einen Verstoß gegen die Ziffer 8 des Pressekodex
(Schutz der Persönlichkeit). Beim Autor handele es sich um einen ehemaligen
Finanzbeamten, der über seine Ausbildungszeit schreibe und dabei die Klarnamen
der damaligen Kollegen nenne. Er bezeichne einen ehemaligen Kollegen als
Alkoholiker, einen anderen outet er als Epileptiker. Insbesondere diese Passagen
verletzten nach Ansicht der Beschwerdeführerin die genannten Personen in ihren
allgemeinen Persönlichkeitsrechten. Sie wolle erreichen, dass die Namen der
ehemaligen Kollegen in der Online-Version geschwärzt werden. Mit einer
entsprechenden Kontaktaufnahme zur Zeitung habe sie keinen Erfolg gehabt. Die
Redaktion erklärt, die Persönlichkeitsrechte der namentlich genannten Personen
seien umfassend und unter Berücksichtigung der journalistischen Sorgfalt beachtet
worden. Die mit Klarnamen benannten Personen seien dem Autor bekannt. Er habe
vorab in Erfahrung gebracht, dass diese bereits verstorben seien. Die
Namensnennung sei daher zulässig, da Grundrechtsträger nach Artikel 2, Absatz 1,
des Grundgesetzes nur eine lebende Person sein könne. Das allgemeine
Persönlichkeitsrecht erlösche nach dem Tod. Die Nennung von Namen und
Eigenschaften Einzelner diente der zeitgeschichtlichen Schilderung von Ereignissen
in einem lokalen Finanzamt in der späten Nachkriegszeit und sei für die authentische
Wiedergabe der beschriebenen Situation von Bedeutung. Die Öffentlichkeit habe ein
Interesse an den Vorgängen. Unabhängig davon habe die Redaktion entschieden,
die Serie nicht fortzusetzen. Sie habe die beanstandeten Beiträge ohne
Anerkennung von Rechtspflichten aus dem Netz genommen.

Die identifizierende Berichterstattung verstößt gegen den Schutz der Persönlichkeit
nach Ziffer 8, Richtlinie 8.6, des Pressekodex. Der Beschwerdeausschuss spricht
eine Missbilligung aus. Eine identifizierende Berichterstattung ist nur dann zulässig,
wenn das Informationsinteresse der Öffentlichkeit die schutzwürdigen Interessen der
Betroffenen überwiegt. Ein noch strengerer Maßstab gilt für die Berichterstattung
über Erkrankungen. Nach Richtlinie 8.6 gehören körperliche und psychische
Erkrankungen oder Schäden zur Privatsphäre. In der Regel soll über sie nicht ohne
Zustimmung der Betroffenen berichtet werden. In diesem Fall besteht ein
grundsätzliches öffentliches Informationsinteresse an den zeitgeschichtlichen
Schilderungen über Leben und Arbeiten in den 60er Jahren in der Finanzverwaltung.
Ein überwiegendes öffentliches Interesse an Identifizierbarkeit der einzelnen



ehemaligen Kolleginnen und Kollegen ist – erst recht nicht, wenn es um deren
Erkrankungen geht - nicht zu erkennen. Die Tatsache, dass die Betroffenen schon
verstorben sind, führt zu keiner anderen Wertung. Es ist nicht erkennbar, warum
ihnen weniger Schutz zukommen soll. Ziffer 8 schützt davor, dass Personen nicht ins
Licht der Öffentlichkeit gezogen und Informationen aus ihrem Privatleben
preisgegeben werden, ohne dass an ihrer Person ein berechtigtes öffentliches
Interesse besteht. 

Aktenzeichen:0364/20/1
Veröffentlicht am: 01.01.2020
Gegenstand (Ziffer): Schutz der Persönlichkeit (8);
Entscheidung: Missbilligung 
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